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Resolution 1325 (2000) 

verabschiedet auf der 4213. Sitzung des 
Sicherheitsrats am 31. Oktober 2000 

Der Sicherheitsrat, 

unter Hinweis auf seine Resolutionen 1261 (1999) vom 
25. August 1999, 1265 (1999) vom 17. September 1999, 
1296 (2000) vom 19. April 2000 und 1314 (2000) vom 
1 1 . August 2000 sowie auf die einschlägigen Erklärungen 
seines Präsidenten, sowie unter Hinweis auf die Presse- 
erklärung seines Präsidenten vom 8. März 2000 anläss- 
lich des Tages der Vereinten Nationen für die Rechte der 
Frau und den Weltfrieden (Internationaler Tag der Frau) 
(SC/6816), 

sowie unter Hinweis auf die Verpflichtungen aus der Er- 
klärung von Beijing und der Aktionsplattform (A/52/231) 
sowie aus dem Ergebnisdokument der dreiundzwanzigs- 
ten Sondertagung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen „Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und 
Frieden für das 21. Jahrhundert“ (A/S-23/10/Rev.l), ins- 
besondere betreffend Frauen und bewaffnete Konflikte, 

eingedenk der Ziele und Grundsätze der Charta der Ver- 
einten Nationen und der Hauptverantwortung des Sicher- 
heitsrats nach der Charta für die Wahrung des Weltfrie- 
dens und der internationalen Sicherheit, 

mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber, dass Zivil- 
personen, insbesondere Frauen und Kinder, die weitaus 
größte Mehrheit der von bewaffneten Konflikten betrof- 
fenen Personen stellen, namentlich auch als Flüchtlinge 
und Binnenvertriebene, und dass sie in zunehmendem 
Maße von Kombattanten und bewaffneten Elementen ge- 
zielt angegriffen werden, sowie in der Erkenntnis, dass 
dies Folgen für einen dauerhaften Frieden und eine dauer- 
hafte Aussöhnung nach sich zieht, 

erneut erklärend, welche wichtige Rolle Frauen bei der 
Verhütung und Beilegung von Konflikten und bei der 
Friedenskonsolidierung zukommt, und betonend, wie 
wichtig es ist, dass sie an allen Anstrengungen zur Wah- 
rung und Förderung von Frieden und Sicherheit gleichbe- 
rechtigt und in vollem Umfang teilhaben und dass ihre 
Mitwirkung an den Entscheidungen im Hinblick auf die 
Verhütung und Beilegung von Konflikten ausgebaut wer- 
den muss, 

sowie erneut erklärend, dass die Bestimmungen des hu- 
manitären Völkerrechts und der Menschenrechtsinstru- 
mente, die die Rechte von Frauen und Mädchen während 
und nach Konflikten schützen, vollinhaltlich verwirklicht 
werden müssen, 

betonend, dass alle Parteien sicherstellen müssen, dass 
Minenräumprogramme und Aufklärungsprogramme über 
die Minengefahr den besonderen Bedürfnissen von 
Frauen und Mädchen Rechnung tragen, 

in Anerkennung der dringenden Notwendigkeit, in alle 
Bereiche von Friedenssicherungseinsätzen eine Ge- 
schlechterperspektive zu integrieren, und in diesem Zu- 


sammenhang Kenntnis nehmend von der Windhuk-Erklä- 
rung und dem Aktionsplan von Namibia zur Integration 
einer Geschlechterperspektive in mehrdimensionale Frie- 
densunterstützungsmissionen (S/2000/693), 

sowie in Anerkennung der Bedeutung der in der Presse- 
erklärung seines Präsidenten vom 8. März 2000 abgege- 
benen Empfehlung, das gesamte Friedenssicherungsper- 
sonal im Hinblick auf den Schutz, die besonderen 
Bedürfnisse und die Menschenrechte von Frauen und 
Kindern in Konfliktsituationen speziell auszubilden, 

anerkennend, dass ein Verständnis der Auswirkungen be- 
waffneter Konflikte auf Frauen und Mädchen, wirksame 
institutioneile Vorkehrungen zur Gewährleistung ihres 
Schutzes und ihre volle Mitwirkung am Friedensprozess 
in erheblichem Maße zur Wahrung und Förderung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit beitragen 
können, 

in Anbetracht der Notwendigkeit, das Datenmaterial zu 
den Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf Frauen und 
Mädchen zu konsolidieren, 

1. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dafür zu 
sorgen, dass Frauen in den nationalen, regionalen und in- 
ternationalen Institutionen und Mechanismen zur Verhü- 
tung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten auf al- 
len Entscheidungsebenen stärker vertreten sind; 

2. legt dem Generalsekretär nahe, seinen strategischen 
Aktionsplan (A/49/587) umzusetzen, in dem eine stärkere 
Mitwirkung von Frauen in Entscheidungsfunktionen bei 
Konfliktbeilegungs- und Friedensprozessen gefordert 
wird; 

3. fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, mehr 
Frauen zu Sonderbeauftragten und Sonderbotschafterin- 
nen zu ernennen, die in seinem Namen Gute Dienste leis- 
ten, und fordert die Mitgliedstaaten in diesem Zusam- 
menhang auf, dem Generalsekretär Kandidatinnen zur 
Aufnahme in eine regelmäßig aktualisierte zentrale Liste 
vorzuschlagen; 

4. fordert den Generalsekretär ferner nachdrücklich auf, 
die Ausweitung der Rolle und des Beitrags von Frauen 
bei den Feldmissionen der Vereinten Nationen anzustre- 
ben, insbesondere bei den Militärbeobachtem, der Zivil- 
polizei, bei Menschenrechts- und humanitärem Personal; 

5. bekundet seine Bereitschaft, in die Friedenssicherungs- 
einsätze eine Geschlechterperspektive zu integrieren, und 
fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, sicherzu- 
stellen, dass bei Bedarf auch für Geschlechterfragen zu- 
ständige Elemente in Feldmissionen aufgenommen wer- 
den; 

6. ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaaten Leit- 
linien für die Aus- und Fortbildung sowie Material über 
den Schutz, die Rechte und die besonderen Bedürfnisse 
von Frauen sowie über die Wichtigkeit der Beteiligung 
von Frauen an allen Friedenssicherungs- und Friedens- 
konsolidierungsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. 
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bittet die Mitgliedstaaten, diese Elemente sowie Aufklä- 
rungsmaßnahmen über HIV/Aids in ihre einzelstaatlichen 
Ausbildungsprogramme zur Vorbereitung von Militärper- 
sonal und Zivilpolizisten auf ihren Einsatz aufzunehmen, 
und ersucht den Generalsekretär ferner, sicherzustellen, 
dass das Zivilpersonal bei Friedenssicherungseinsätzen 
eine ähnliche Ausbildung erhält; 

1. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf ihre frei- 
willige finanzielle, technische und logistische Unterstüt- 
zung von Trainingsmaßnahmen zur Sensibilisierung in 
Geschlechterfragen zu verstärken, namentlich Maßnah- 
men der einschlägigen Fonds und Programme, unter an- 
derem des Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für 
die Frau, des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen, 
des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der Verein- 
ten Nationen und anderer zuständiger Organe; 

8. fordert alle beteiligten Akteure auf bei der Aushand- 
lung und Umsetzung von Friedensübereinkünften eine 
Geschlechterperspektive zu berücksichtigen, die unter an- 
derem auf Folgendes abstellt: 

a) die besonderen Bedürfnisse von Frauen und Mädchen 
während der Rückführung und Neuansiedlung sowie bei 
der Normalisierung, der Wiedereingliederung und dem 
Wiederaufbau nach Konflikten; 

b) Maßnahmen zur Unterstützung lokaler Friedensinitiati- 
ven von Frauen und autochthoner Konfliktbeilegungspro- 
zesse sowie zur Beteiligung von Frauen an allen Mecha- 
nismen zur Umsetzung der Friedensübereinkünfte; 

c) Maßnahmen zur Gewährleistung des Schutzes und der 
Achtung der Menschenrechte von Frauen und Mädchen, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Verfassung, dem 
Wahlsystem, der Polizei und der rechtsprechenden Ge- 
walt; 

9. fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf das auf 
die Rechte und den Schutz von Frauen und Mädchen, ins- 
besondere als Zivilpersonen, anwendbare Völkerrecht 
vollinhaltlich zu achten, insbesondere die auf sie anwend- 
baren Verpflichtungen aus den Genfer Abkommen von 
1949 und den dazugehörigen Zusatzprotokollen von 
1977, dem Abkommen vom 1951 über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge und dem dazugehörigen Protokoll von 
1967, dem Übereinkommen von 1979 zur Beseitigung je- 
der Form von Diskriminierung der Frau und dem dazuge- 
hörigen Fakultativprotokoll von 1999 sowie dem Über- 
einkommen von 1989 über die Rechte des Kindes und 
den beiden dazugehörigen Fakultativprotokollen vom 
25. Mai 2000, und die einschlägigen Bestimmungen des 
Römischen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs 
zu berücksichtigen; 

10. fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf spe- 
zielle Maßnahmen zum Schutz von Frauen und Mädchen 
vor geschlechtsspezifischer Gewalt zu ergreifen, insbe- 
sondere vor Vergewaltigung und anderen Formen des 


sexuellen Missbrauchs und allen anderen Formen der 
Gewalt in Situationen bewaffneter Konflikte; 

11. hebt hervor, dass alle Staaten dafür verantwortlich 
sind, der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und die Verant- 
wortlichen für Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen, namentlich auch 
im Zusammenhang mit sexueller und sonstiger Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen, strafrechtlich zu verfolgen, 
und betont in diesem Zusammenhang, dass diese Verbre- 
chen soweit möglich von Amnestieregelungen ausgenom- 
men werden müssen; 

12. fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf den 
zivilen und humanitären Charakter von Flüchtlingslagern 
und -Siedlungen zu achten und namentlich auch bei ihrer 
Errichtung die besonderen Bedürfnisse von Frauen und 
Mädchen zu berücksichtigen, und verweist auf seine 
Resolutionen 1208 (1998) vom 19. November 1998 und 
1296 (2000) vom 19. April 2000; 

13. legt allen an der Abrüstungs-, Demobilisierungs- und 
Wiedereingliederungsplanung Beteiligten nahe, die un- 
terschiedlichen Bedürfnisse weiblicher und männlicher 
ehemaliger Kombattanten sowie die Bedürfnisse der von 
ihnen abhängigen Personen zu berücksichtigen; 

14. bekräftigt seine Bereitschaft, bei allen Maßnahmen, 
die nach Artikel 41 der Charta der Vereinten Nationen er- 
griffen werden, zu erwägen, welche Auswirkungen sie 
auf die Zivilbevölkerung haben können, und dabei die be- 
sonderen Bedürfnisse von Frauen und Mädchen zu be- 
rücksichtigen, damit angemessene humanitäre Ausnah- 
meregelungen geprüft werden können 

15. bekundet seine Bereitschaft, dafür zu sorgen, dass bei 
Missionen des Sicherheitsrats die Geschlechterperspek- 
tive sowie die Rechte von Frauen berücksichtigt werden, 
namentlich auch durch Konsultationen mit Frauengrup- 
pen auf lokaler wie internationaler Ebene; 

16. bittet den Generalsekretär, die Durchführung einer 
Studie über die Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf 
Frauen und Mädchen, die Rolle der Frauen bei der Frie- 
denskonsolidierung und die Geschlechterdimensionen von 
Friedensprozessen und der Konfliktbeilegung zu veran- 
lassen, und bittet ihn ferner, dem Sicherheitsrat einen Be- 
richt über die Ergebnisse dieser Studie vorzulegen und 
diesen auch allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
zugänglich zu machen; 

17. ersucht den Generalsekretär, in seine Berichterstat- 
tung an den Sicherheitsrat gegebenenfalls auch Informa- 
tionen über Fortschritte bei der Integration einer 
Geschlechterperspektive in alle Friedenssicherungsmis- 
sionen sowie über alle anderen Frauen und Mädchen be- 
treffenden Gesichtspunkte aufzunehmen; 

18. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu 
bleiben. 
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Bericht 

I. Vorbemerkung 

Die Vereinten Nationen haben der Bedeutung einer ge- 
schlechtersensiblen Sicherheitspolitik Rechnung getragen 
und mit der im Jahr 2000 verabschiedeten Sicherheitsrats- 
resolution 1325 (2000) „Frauen, Frieden und Sicherheit“ 
eine tragfahige Grundlage für eine solche Politik geschaf- 
fen. Mit dem vorliegenden Bericht kommt die Bundesre- 
gierung dem Auftrag des Deutschen Bundestages (Bun- 
destagsdrucksache 16/3501 vom 21. November 2006) 
nach, einen aktualisierten Bericht über solche Maßnah- 
men zur Umsetzung der Resolution 1325 (2000) vorzule- 
gen, die seit dem Bericht der Bundesregierung im Juni 
2004 ergriffen worden sind. Der Bericht aus dem Jahr 
2004 erfolgte als Antwort der Bundesregierung auf die 
Bitte des Generalsekretärs der Vereinten Nationen an alle 
Mitgliedsstaaten, Informationen zur Umsetzung der Re- 
solution zur Verfügung zu stellen (VN-Note OSAGl/04/ 
WPS vom 7. April 2004). 

Von den 25 Staaten, die der damaligen Berichtsaufforde- 
rung des VN -Generalsekretärs folgten, legte Deutschland 
einen der ausführlichsten Berichte vor und brachte damit 
die besondere Bedeutung zum Ausdruck, die die Bundes- 
regierung der Resolution 1325 (2000) und damit einer ge- 
schlechtersensiblen Friedens- und Sicherheitspolitik bei- 
misst. 

Der vorliegende aktualisierte Bericht gibt einen Über- 
blick über Maßnahmen der Bundesregierung zur Umset- 
zung der Resolution im Zeitraum Juni 2004 bis Juni 2007. 
Dabei erhebt der Bericht keinen Anspruch auf Vollstän- 
digkeit, sondern soll einen Überblick über deutsche Pro- 
jekte und Maßnahmen geben, die die Umsetzung der ein- 
zelnen Forderungen der Resolution betreffen, sowie das 
Engagement der Bundesregierung dokumentieren, auf 
eine nationale wie internationale Umsetzung der Resolu- 
tion hinzuwirken. 

Gegliedert ist der Bericht nach den einzelnen operativen 
Paragraphen (op) der Resolution, die sich entweder direkt 
an die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen richten, 
oder allgemeine Forderungen aufstellen, zu deren Erfül- 
lung die Bundesregierung beitragen kann. Dabei ist eine 
eindeutige Zuordnung der Maßnahmen nicht immer mög- 
lich - die einzelnen Abschnitte sind daher als Beispiele 
für Initiativen zu verstehen, die einen Beitrag zur Umset- 
zung der jeweiligen Forderungen leisten. Zudem befindet 
sich im Anhang eine Übersicht über im Berichtsteil ent- 
haltene sowie weitere Projekte, deren Integration in den 
Bericht dessen Lesbarkeit eingeschränkt hätte, die aber 
dennoch interessante Beispiele für das Engagement der 
Bundesregierung darstellen. 

Noch ein Wort zur Strategie einer konsequenten Umset- 
zung der Resolution: Die Forderungen der Resolution be- 
treffen eine breite Palette verschiedener Politikbereiche, 
die von unterschiedlichen Bundesministerien federfüh- 
rend bearbeifef werden. Im Jahr 2000 wurde die Mefhode 
der durchgängigen Berücksichtigung der Geschlechter- 
perspektive (Gender Mainstreaming) als Leitprinzip in 
die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesregierung 


aufgenommen. Dieser Querschnittsansatz einer Berück- 
sichtigung der Geschlechterperspektive bei allen Ent- 
scheidungen und Initiativen ist aus Sicht der Bundesre- 
gierung der geeignete Weg, die Resolution konsequent 
umzusetzen. Er bietet die Möglichkeit, flexibel auf aktu- 
elle Probleme in Krisenregionen reagieren zu können. 
Zudem haben viele Anliegen der Resolution Eingang in 
nationale Aktionspläne der Bundesregierung gefunden: 
So setzt die Bundesregierung auf nationaler Ebene den 
Aktionsplan „Zivile Krisenprävention, Konfiiktlösung 
und Friedenskonsolidierung“ um, der im Jahre 2004 vom 
Bundeskabinett beschlossen wurde und der der Beach- 
tung der Geschlechterperspektive eine große Rolle bei- 
misst. Ziel der Bundesregierung ist es dabei, zur gerech- 
ten Teilhabe der gesamten Bevölkerung - insbesondere 
auch von Frauen - am Entwicklungsprozess und der 
Schaffung und Konsolidierung friedlicher Verfahren der 
Konfliktaustragung in den Partnerländern beizutragen. 
Der erste Bericht der Bundesregierung über die Umset- 
zung des Aktionsplans mit dem Titel „Sicherheit und Sta- 
bilität durch Krisenprävention gemeinsam stärken“ vom 
31. Mai 2006 widmet dem Thema „Gleichberechtigung 
der Geschlechter und Krisenprävention“ ein eigenes Ka- 
pitel. Außerdem hat das Bundeskabinett im September 
2007 den Zweiten Aktionsplan zur Bekämpfung von Ge- 
walf gegen Frauen beschlossen. 

Die bisher erreichten Erfolge hinsichtlich der Umsetzung 
der Sicherheitsratsresolution 1325 (2000) in Deutschland 
wurden in wissenschaftlichen Untersuchungen positiv be- 
wertet. Dennoch ist der Bundesregierung bewusst, dass 
von einer vollständigen Umsetzung der Resolution welt- 
weit noch keine Rede sein kann. Mit dem vorliegenden 
Bericht will die Bundesregierung aber dokumentieren, 
dass Fortschritte erzielt werden konnten. Sie will zudem 
dazu beitragen, die Resolution und deren Ziele einer noch 
breiteren Öffentlichkeit bekannt zu machen. 

II. Stärkere Beteiligung von Frauen bei mit 
Konfliktverhütung und -bewältigung 
befassten Institutionen 

Op. 1: fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf da- 
für zu sorgen, dass Frauen in den nationalen, regionalen 
und internationalen Institutionen und Mechanismen zur 
Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten 
auf allen Entscheidungsebenen stärker vertreten sind; 

1. Beteiligung von Frauen auf nationaler 

Ebene 

Die Verpflichtung der Bundesregierung zur Umsetzung 
einer effektiven Gleichstellungspolitik ergibt sich aus Ar- 
tikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

a) Geschlechtergerechtigkeit als 

Querschnittsstrategie 

Mit Kabinettbeschluss vom 23. Juni 1999 hat die Bundes- 
regierung die Gleichstellung von Frauen und Männern als 
durchgängiges Leitprinzip anerkannt und beschlossen, 
diese Aufgabe als Querschnittsaufgabe zu fordern, ln § 2 
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der Gemeinsamen Gesehäftsordnung der Bundesministe- 
rien (GGO) wurde entspreehend die Verpfliehtung aller 
Ressorts festgelegt, diesen Ansatz bei allen politisehen, 
normgebenden und verwaltenden Maßnahmen der Bun- 
desregierung zu beaehten. 

Diese Strategie basiert auf der Überzeugung, dass es an- 
gesiehts der untersehiedliehen Lebenssituationen von 
Männern und Frauen keine gesehleehtsneutrale Wirklieh- 
keit gibt. Sie verpfliehtet die politisehen Akteure, bei al- 
len Vorhaben die untersehiedliehen Interessen und Be- 
dürfnisse von Frauen und Männern zu analysieren und zu 
berüeksiehtigen. Die Zielgenauigkeit und Qualität von 
politisehen Maßnahmen und die Akzeptanz der Ergeb- 
nisse bei Bürgerinnen und Bürgern wird dadureh erhöht. 

Die Förderung der Gleiehstellung von Frauen und Män- 
nern ist daher wesentlieher Bestandteil des politisehen 
Handelns der Bundesregierung in allen Politikbereiehen. 
Alle Maßnahmen, seien es Gesetze, Projekte oder For- 
sehungsprogramme, müssen aueh gleiehstellungspolitiseh 
ausgeriehtet sein, d. h. sie dürfen Frauen oder Männer 
nieht diskriminieren, dürfen Rollenstereotype nieht ver- 
festigen und müssen Benaehteiligungen entgegen wirken. 

Die Bundesregierung hat Handreiehungen und Instru- 
mente entwiekelt, wie Gesehleehtergereehtigkeit als 
Quersehnittsstrategie bei den versehiedenen Maßnahmen- 
arten (Gesetzgebung, Forsehung, Öffentliehkeitsarbeit, 
Projektförderung) angewandt werden kann. 

Die Bundesministerien werden ferner dureh das Gender- 
KompetenzZentrum an der Berliner Humboldt-Universi- 
tät unterstützt, das hierfür von der Bundesregierung ge- 
fördert wird. 

Dureh das Gesetz zur Gleiehstellung von Frauen und 
Männern in der Bundesverwaltung und in den Geriehten 
des Bundes (Bundesgleiehstellungsgesetz - BGleiG), das 
am 5. Dezember 2001 in Kraft trat, wurde ein grundle- 
gendes Instrument zur Gleiehstellung von Frauen und 
Männern in der öffentliehen Verwaltung gesehaffen. Es 
fördert mit effektiven Regelungen die Gleiehstellung von 
Frauen im öffentliehen Dienst und stärkt aueh die Reehte 
der Gleiehstellungsbeauftragten. 

Der Geltungsbereieh des BGleiG wurde auf die von der 
Bundesregierung institutionell geförderten Forsehungs- 
einriehtungen dureh Absehluss von Vereinbarungen aus- 
gedehnt, in denen diese in den Jahren 2004/2005 zur 
Anwendung der Grundzüge des Bundesgleiehstellungs- 
gesetzes verpfliehtet worden sind. 

Im Dezember 2006 hat die Bundesregierung dem Bun- 
destag einen Erfahrungsberieht über die Situation der 
Frauen im Vergleieh zu den Männern in der Bundesver- 
waltung und den übrigen vom Geltungsbereieh des Geset- 
zes erfassten Einriehtungen vorgelegt. 

Die Gleiehstellung von Frauen und Männern wird zudem 
dureh das Allgemeine Gleiehbehandlungsgesetz (AGG) 
vom 14. August 2006 vorangetrieben. Ziel des Gesetzes 
ist es, Benaehteiligungen unter anderem aus Gründen des 
Gesehleehts zu verhindern oder zu beseitigen. 


Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) hat mit 
Inkrafttreten des AGG im August 2006 ihre Arbeit aufge- 
nommen. Die unabhängige Stelle hat die Aufgabe daran 
mitzuwirken, Benaehteiligung auf Grundlage der ethni- 
sehen Herkunft oder Hautfarbe, des Gesehleehts, der Re- 
ligion oder Weltansehauung, einer Behinderung, des Al- 
ters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu 
beseitigen. Die Bekämpfung der Diskriminierung von 
Frauen stellt somit ein wiehtiges Anliegen der Antidiskri- 
minierungsstelle des Bundes dar. Dabei findet das Merk- 
mal Gesehleeht in der Arbeit der ADS gerade aueh in 
seiner Verwobenheit mit den anderen im AGG genannten 
Merkmalen Berüeksiehtigung (Mehrfaehdiskriminierun- 
gen). 

Auf die gleiehbereehtigte Teilhabe von Frauen und Män- 
nern in Gremien wirkt das Bundesgremienbesetzungsge- 
setz hin. Dieses Gesetz regelt das Verfahren bei der Be- 
setzung von Vorständen, Beiräten, Kommissionen, 
Aussehüssen, Verwaltungs- und Aufsiehtsräten, kollegia- 
len Organen und vergleiehbaren Gruppierungen, soweit 
der Bund für deren Mifglieder Berufungs- oder Enfsen- 
dungsreehte hat. Der vierte Gremienberieht ist dem Bun- 
destag mit Sehreiben vom 14. Februar 2007 zugeleitet 
worden. 

b) Personalstruktur der mit Krisenprävention 
befassten Institutionen 

ln Zusammenhang mit Op 1 der Resolution sind insbe- 
sondere die Personalstruktur der Bundeswehr, der Polizei 
und des Zentrums für Infemationale Friedenseinsäfze 
(ZIF) von Inferesse. 

Die Bundeswehr unterstüfzf die Einführung einer Ge- 
sehleehferperspektive in allen Bereiehen der Sfreifkräfte. 

Mit Wirkung vom 1. Januar 2005 trat das Soldatinnen- 
und Soldatengleiehstellungsgesetz (SGleiG) in Kraft. Es 
dient der Beseitigung bestehender und der Verhinderung 
künftiger Diskriminierungen wegen des Gesehleehts. Im 
Wesentliehen sollen die Gleiehstellung von Soldatinnen 
und Soldaten im Hinbliek auf den Zugang zur Besehäfti- 
gung und auf den berufliehen Aufstieg erreieht und ge- 
sehleehtsbezogene Benaehteiligungen vermieden werden. 
Ziel des Gesetzes ist es aueh, die Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Dienst in den Streitkräften für Soldatinnen und 
Soldaten zu verbessern (§ 1 Abs. 1 SGleiG). Darüber hin- 
aus soll in Reehts- und Verwaltungsvorsehriflen für Sol- 
datinnen und Soldaten die Gleiehstellung von Frauen und 
Männern aueh spraehlieh zum Ausdruek gebraeht wer- 
den. Dies gilt ebenfalls für den diensfliehen Sehriffver- 
kehr in der Bundeswehr (§ 1 Abs. 2 SGleiG). Die wieh- 
tigsfen Regelungen sind: 

- Das Gesefz gilt für alle Soldatinnen und Soldaten. Es 
gilt grundsätzlieh aueh in besonderen Auslandsver- 
wendungen und in integrierten Stäben im Verbund mit 
NATO-Partnern. Das Bundesministerium der Verteidi- 
gung kann das Gesetz aus Gründen der Aufreehterhal- 
tung der Einsatzbereitsehaft oder der Sieherheit der 
Truppe für nieht anwendbar erklären. 
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- Das Gesetz legt Quoten fest (50 Prozent im Sanitäts- 
dienst, 15 Prozent in den sonstigen Laufbahnen), bis 
zu deren Erreichen Frauen in einzelnen, gesetzlich 
festgelegten Bereichen als unterrepräsentiert angese- 
hen werden. Sofern in diesen Bereichen der Anteil der 
Soldatinnen unter der Quote liegt, werden Frauen vor- 
rangig eingestellt, gefordert und befördert, wenn sie 
die gleiche Qualifikation wie ein männlicher Bewer- 
ber oder Soldat aufweisen und keine Gründe gegeben 
sind, die ausnahmsweise die Bevorzugung des Man- 
nes gebieten. Durch die Voraussetzung gleicher Quali- 
fikation ist sichergestellt, dass auch künftig Verwen- 
dungs- und Auswahlentscheidungen ausschließlich 
auf der Grundlage einer Bestenauslese unter Beach- 
tung der Kriterien Eignung, Befähigung und Leisfung 
gefroffen werden. 

- Alle Diensfsfellen der Sfreifkräfte werden durch das 
Gesefz verpflichtet, zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Dienst Rahmenbedingungen für familien- 
gerechte Arbeitszeiten zu entwickeln und anzubieten. 
Erstmalig wird die gesetzliche Möglichkeit geschaf- 
fen, dass Soldatinnen und Soldaten ihren Dienst zur 
Wahrnehmung von Familienpfiichten, nämlich der Be- 
treuung eines Kindes unter 18 Jahren oder der Pflege 
eines sonstigen pflegebedürftigen Angehörigen, in 
Teilzeitbeschäfligung ausüben können. Antragsbe- 
rechtigt sind Berufssoldatinnen und Berufssoldaten, 
Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit grundsätz- 
lich erst nach Ablauf von vier Dienstjahren. Die Teil- 
zeitbeschäftigung ist auf längstens zwölf Jahre 
begrenzt, ln einer Teilzeitverordnung wird das An- 
tragsverfahren geregelt, werden aber auch die Verwen- 
dungen genannt, in denen eine Teilzeitbeschäftigung 
aus dienstlichen Gründen grundsätzlich nicht möglich 
ist. 

- Von Divisionsebene aufwärts werden militärische 
Gleichstellungsbeauflragte (nur Soldatinnen) gewählt. 
Sie wirken bei allen personellen, organisatorischen 
und sozialen Maßnahmen ihrer Dienststelle mit, die 
der Durchsetzung dieses Gesetzes, der Gleichstellung 
von Soldatinnen und Soldaten, der Vereinbarkeit von 
Familie und Dienst sowie dem Schutz vor sexueller 
Belästigung dienen. Daneben sind sie Ansprechpart- 
nerinnen für die Soldatinnen und Soldaten ihres Wahl- 
bereichs in allen ihren Aufgabenbereich betreffenden 
Fragen. Militärische Gleichstellungsbeauftragte wer- 
den grundsätzlich für die Wahrnehmung ihrer Aufga- 
ben unfer Belassung der Geld- und Sachbezüge freige- 
sfellf. 

- ln den Diensfsfellen der Regimenfs- und Brigadeebene 
wird darüber hinaus eine Gleichsfellungsvertrauens- 
frau als unmittelbare Ansprechpartnerin für die Solda- 
tinnen und Soldaten sowie die zuständigen militäri- 
schen Gleichstellungsbeauftragten bestellt. 

Derzeit beträgt der Frauenanteil in den Streitkräflen quer- 
schnittlich über alle Laufbahnen 7,7 Prozent (knapp 
14 600 Soldatinnen) aller Berufs- und Zeitsoldaten. Die 
Bundesregierung geht davon aus, dass dieser Anteil bis 
zu dem angestrebten Anteil von 50 Prozent in den Lauf- 


bahnen des Sanitätsdienstes und 15 Prozent in allen übri- 
gen Laufbahnen stetig steigen wird. Diese Entwicklung 
wird jedoch auch von der der Attraktivität des Soldaten- 
berufs für Frauen abhängen. 

ln den Einsafzkontingenten sind zur Zeit 377 (Stand: Juli 
2007) Soldatinnen eingesetzt. Dies entspricht - bezogen 
auf den Gesamtumfang der Kontingente - einem Anteil 
von 4,9 Prozent. Eine Erhöhung des Frauenanteils in den 
Einsatzkontingenten wird erst allmählich erfolgen. Da- 
durch, dass erst im Jahre 2001 alle Laufbahnen in den 
Streitkräflen für Frauen geöflhef wurden, sind Frauen im 
wesentlichen erst in den unteren Dienstgradgruppen stark 
repräsentiert bzw. befinden sich noch in der Ausbildung. 

ln mandatsgebundenen Einsätzen sind momentan auch 
21 Polizeivollzugsbeamtinnen (PVB’in) eingesetzt (Stand: 
7. Juli 2007). Deren Verwendung gliedert sich wie folgt: 

- ln die VN-Mission im Kosovo (UNMIK) sind 1 50 Poli- 
zeibeamtinnen und -beamten, davon 15 Polizistinnen 
entsandt. Das entspricht einem Anteil von 10 Prozent. 

- Das deutsche Kontingent der VN-Mission in Liberia 
(UNMIL) hat eine Gesamtstärke von 5 Polizeibeamten 
und -beamtinnen, davon 1 Polizistin. Das entspricht 
einem Anteil von 20 Prozent. 

- Derzeit versehen 3 Polizistinnen von insgesamt 18 PVB 
ihren Dienst in der europäischen Polizeimission in 
Bosnien-Herzegowina. Dieses entspricht einem Anteil 
von 1 7 Prozent. 

- ln der EU-Mission zur Überwachung der moldauisch- 
ukrainischen Grenze (EUBAM MD/UA) sind 2 PVB’in 
von insgesamt 7 Polizisten und Polizistinnen einge- 
setzt. Dieser Anteil beträgt 28 Prozent. 

Zwei Drittel des Personals des Zentrums für Infematio- 
nale Friedenseinsäfze, das im Auftrag der Bundesregie- 
rung für die Ausbildung und Rekrutierung für infemafio- 
nale Missionen zusfändig isf, sind Frauen. Genderaspekte 
werden bei der Gesfaltung der Ausbildungsmodule kon- 
sequent berücksichtigt. Dies schließt insbesondere auch 
eine Beachtung der Rolle der Frauen bei der Lösung von 
Konflikten mit ein, was von besonderer Bedeutung für zu 
Feldmissionen entsandtes Personal ist. An den Ausbil- 
dungskursen haben im Jahr 2006 zu 47 Prozent Frauen 
teilgenommen. 

2. Beteiligung von Frauen auf regionaler 
Ebene 

Auch auf regionaler Ebene setzt sich die Bundesregierung 
für eine sfärkere Befeiligung von Frauen in den Insfifutio- 
nen und Mechanismen zur Verhüfung, Bewältigung und 
Beilegung von Konflikten ein. 

a) Bei der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) 

Im Rahmen des „OSCE Gender Action Plan“ unterstützt 
die Bundesregierung auch die Strategie der OSZE zur 
Umsetzung der Resolution 1325 (2000). 
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Deutschland setzt sich dabei dafür ein, dass alle Bemühun- 
gen unternommen werden, das im Aktionsplan genannte 
Ziel zu erreichen, die Präsenz von Frauen in nationalen 
und internationalen Einrichtungen und Mechanismen zur 
Verhütung, Bewältigung und Beilegung von Konflikten 
zu verstärken. 

Mit Blick auf die Personalstruktur der OSZE und im Ver- 
gleich zu 2004 ist Ende 2006 eine Zunahme des Frauen- 
anteils von 35 Prozent auf 43 Prozent zu verzeichnen, der 
Frauenanteil auf Leitungsebene ist von 15 Prozent auf 
17 Prozent gestiegen. 

Bei den Missionen der OSZE stellt Deutschland fast 
10 Prozent des Personals und zielt darüber hinaus darauf 
ab, sicherzustellen, dass Frauen beim deutschen Personal 
gleichberechtigt vertreten sind. Der Frauenanteil am von 
Deutschland sekundierten OSZE-Personal folgt einer 
steigenden Tendenz und liegt bei 47 Prozent (Dezember 
2006). 

Weibliches Personal aus Deutschland besetzt in der 
OSZE verschiedene Positionen, die einen beträchtlichen 
Einfluss auf Genderfragen bei Aktivitäten der Konflikt- 
verhütung oder Konfliktnachsorge haben, z. B.: 

- Leitende Beraterin des Direktors des ODHIR; 

- Leiterin der Demokratisierungsabteilung, OSZE-Mis- 
sion in Serbien; 

- Stellvertretende Leiterin der Feldmission in Kasach- 
stan; 

- Stellvertretende Leiterin des Konfliktverhütungszen- 
tiums. 

- Expertinnen in den Bereichen Menschenrechte und 
Demokratisierung in verschiedenen OSZE-Feldmis- 
sionen. 

b) Bei der NATO 

Die Bundesregierung unterstützt den im Juni 2007 verab- 
schiedeten Aktionsplan der NATO „Gender Balance and 
Diversity 2007-2010“, der eine Politik der Vielfalt eta- 
blieren sowie Arbeitsumfeld und Image der NATO als 
Arbeitgeber verbessern soll, ln diesem Rahmen enthält er 
unter anderem konkrete Zielvorgaben zur Erreichung von 
Geschlechtergerechtigkeit innerhalb der NATO. Sie 
sollen nicht durch Quoten, sondern faire Bewerbungs- 
und Einstellungsvoraussetzungen mit uneingeschränkter 
Chancengleichheit junger Talente sowie durch Verbesse- 
rung der Beschäftigungsbedingungen durch beispiels- 
weise Teilzeitarbeit erreicht werden. Dieses Ziel wird un- 
ter anderem mit dem Ausbau des Praktikantenprogramms 
gefordert. Zusätzlich schreibt der Aktionsplan eine Über- 
prüfung der Struktur der Streitkräfte hinsichtlich der Ge- 
schlechtergerechtigkeit vor. 

2006 konnte der Anteil weiblicher Angestellter in Füh- 
rungspositionen beim NATO IS auf 24,9 Prozent verbes- 
sert werden. Bei der Anzahl von Frauen beim NATO IMS 
sowie bei den Bewerberzahlen war allerdings ein leichter 
Rückgang zu verzeichnen. 


Auch die Bundeswehr unterstützt die Einführung einer 
Geschlechterperspektive in allen militärischen Operatio- 
nen von EU und NATO. So fand im Juni 2007 unter Deut- 
scher Leitung die Jahrestagung des Komitees „Women in 
the NATO Forces“ statt, in dem unter Bezugnahme auf 
die Resolution 1325 (2000) eine „Guidance for NATO 
Gender Mainstreaming“ formuliert und ein Antrag an die 
NATO - Military Committee gestellt wurde, eine Ge- 
schlechterperspektive in alle Bereiche von NATO-geführ- 
ten Operationen zu integrieren. 

c) Beim Europarat 

Beim Europarat Straßburg ist der deutsche Frauenanteil 
mit 65,08 Prozent im Jahr 2006 (70 Prozent im Jahr 2005; 
29,63 Prozent im Jahr 2004 und 26,00 Prozent im Jahr 
2003) ausgesprochen hoch. Er liegt über dem allgemei- 
nen Frauenanteil am Personal des Europarats von 
45,92 Prozent im Jahr 2006. 

3. Beteiligung von Frauen auf internationaler 

Ebene 

Der Frauenanteil am deutschen Personal im vergleichba- 
ren höheren Dienst in internationalen Organisationen ins- 
gesamt hat leicht steigende Tendenz. Allerdings ist die 
Lage je nach Organisation sehr unterschiedlich, ln den 
meisten Fällen liegt der Anteil der weiblichen Beschäftig- 
ten beim deutschen Personal der Organisation nicht we- 
sentlich unter dem Frauenanteil in der Organisation allge- 
mein. 

Bei ausgewählten Organisationen, die im weiteren Sinne 
im Bereich Verhütung, Bewältigung und Beilegung von 
Konflikten tätig sind, sieht das Bild folgendermaßen aus 
(alle Angaben betreffen den vergleichbaren höheren 
Dienst): 

- Der Frauenanteil beim deutschen Personalanteil des 
Sekretariats der Vereinten Nationen in New York 
(40,51 Prozent im Jahr 2006) entspricht derzeit fast 
genau dem weiblichen Personalanteil des VN-Sekreta- 
riats überhaupt (41,73 Prozent im Jahr 2006). Aller- 
dings ist der Frauenanteil bei den deutschen Beschäf- 
tigten in den letzten Jahren gesunken (im Jahr 2004 
waren es noch 62,3 Prozent). 

- Der deutsche Frauenanteil bei UNICEF New York ist 
in den letzten Jahren kontinuierlich deutlich gestiegen 
(von 35 Prozent im Jahr 2002 auf 55,81 Prozent im 
Jahr 2006). Er liegt jetzt über dem allgemeinen Frauen- 
anteil beim Personal von UNICEF von 45,72 Prozent 
im Jahr 2006. 

- Auch bei UNESCO Paris ist der Frauenanteil bei den 
deutschen Beschäftigten in den vergangen Jahren 
grundsätzlich gewachsen (2002: 46,50 Prozent; 2003: 
33,30 Prozent; 2004: 35,48 Prozent; 2005: 41,94 Pro- 
zent; 2006: 45,16 Prozent). Er liegt damit allerdings 
noch immer knapp unter dem Frauenanteil beim 
UNESCO-Personal allgemein (50,44 Prozent). 

ln den genannten Organisationen ist Deutschland auf 
hochrangigen Führungspositionen lediglich im VN-Se- 
kretariat mit einer Deutschen in der politischen Abteilung 
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vertreten. Im Naehwuehsbereieh ist der Frauenanteil ent- 
spreehend höher. 

Im Rahmen ihrer allgemeinen Aktivitäten, den deutsehen 
Personalanteil bei internationalen Organisationen zu er- 
höhen, ermutigt die Bundesregierung gerade aueh Frauen, 
sieh auf offene Positionen in internationalen Organisatio- 
nen zu bewerben und sprieht sie in Einzelfallen gezielt 
an. In NaehwuehsfÖrderprogrammen sowohl von staatli- 
eher als aueh von niehtstaatlieher Seite, die es sieh zum 
Ziel gesetzt haben, Mensehen am Anfang ihres Berufsle- 
bens den Einstieg in eine Tätigkeit bei einer internationa- 
len Organisation zu erleiehtem, sind junge qualifizierte 
Frauen zahlenmäßig sehr gut vertreten. 

Aueh dureh den Aktionsplan der Bundesregierung „Zivile 
Krisenprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsoli- 
dierung“ vom Mai 2004 zieht sieh das Quersehnittshema 
Gender wie ein roter Faden. Er umfasst insbesondere 
aueh Maßnahmen zur Stärkung der gleiehbereehtigten 
Teilhabe von Frauen in Entseheidungsprozessen. In 
Aktion 7 verpfliehtet sieh die Bundesregierung beispiels- 
weise, sieh für eine angemessene Beteiligung von Frauen 
in Gremien einzusetzen, die mit der Umsetzung von Frie- 
densabkommen beauftragt werden. In Aktion 8 wird die 
Unterstützung der Bundesregierung für die Förderung 
von Frauen als Friedensaktivistinnen über UNIFEM ge- 
nannt. 

III. Bereitstellung von Informationsmaterial 
zur Vorbereitung von Militärpersonal und 
Zivilpolizisten 

Op 6 : ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaaten 
Leitlinien fiir die Aus- und Fortbildung sowie Material 
über den Schutz, die Rechte und die besonderen Bedürf- 
nisse von Frauen sowie über die Wichtigkeit der Betei- 
ligung von Frauen an allen Friedenssicherungs- und 
Friedenskonsolidierungsmaßnahmen zur Verfügung zu 
stellen, bittet die Mitgliedstaaten, diese Elemente sowie 
Aufklärungsmaßnahmen über HIV/Aids in ihre einzel- 
staatlichen Ausbildungsprogramme zur Vorbereitung von 
Militärpersonal und Zivilpolizisten auf ihren Einsatz auf- 
zunehmen, und ersucht den Generalsekretär ferner, 
sicherzustellen, dass das Zivilpersonal bei Friedenssiche- 
rungseinsätzen eine ähnliche Ausbildung erhält; 

Seit 1987 informiert die Bundeszentrale für gesundheitli- 
ehe Aufklärung im Auftrag der Bundesregierung mit dem 
Logo „Gib AIDS keine Chanee“ zum Thema HIV/AIDS. 
Ziel dieser bundesweiten Präventionskampagne ist vor al- 
lem die Verhinderung von Neuinfektionen und die Moti- 
vation zum eigenverantwortliehen Sehutz, aber aueh die 
soziale Integration von Mensehen mit HIV/AIDS. 

Zentrale Zielgruppen sind Jugendliehe und junge Er- 
waehsene, wobei den besonderen Belangen von jungen 
Mädehen und Frauen dureh eigene und an sie geriehtete 
Aufklärungsmaterialien und -aktivitäten entsproehen 
wird. 

Aueh im Rahmen des Bildungs- und Erziehungsauftrages 
wird seit 1985 in den Sehulen über Entstehung, Verbrei- 
tung und Bekämpfung von AIDS informierf. 


Dank dieser bundesweifen, an alle Bevölkerungskreise 
geriehfefen Maßnahmen besifzen nahezu 100 Prozent der 
Allgemeinbevölkerung das zum Sehutz vor AIDS not- 
wendige Basiswissen über die wiehtigsten Infektionsrisi- 
ken, aber aueh das Wissen über Situationen ohne Infek- 
tionsrisiken, das Voraussetzung für das Zusammenleben 
mit HlV-Infizierten und AIDS-Kranken ist. 

Das Zentrum Innere Führung der Bundeswehr hat mit der 
Herausgabe des Arbeitspapiers „Entseheiden und Verant- 
worten - Konfliktsituationen in Auslandseinsätzen“ (Juli 
2003) Seminarunterlagen erarbeitet, die den Umgang 
deutseher Soldatinnen und Soldaten mit Not, Elend und 
Unterdrüekung von Zivilbevölkerung in Einsatzländem 
thematisiert. Dieses Arbeitspapier trägt dazu bei, die Ver- 
haltenssieherheit der Soldatinnen und Soldaten noeh wei- 
ter zu steigern. Darüber hinaus wird diese Thematik ein- 
sehließlieh der Aufklärung über gesundheitliehe Risiken 
wie HIV/AIDS regelmäßig in der einsatzvorbereitenden 
Ausbildung der Soldatinnen und Soldaten behandelt. 

Hinsiehtlieh der Gesehleehterperspektive in friedenser- 
haltenden Maßnahmen ist hervorzuheben, dass die Bundes- 
wehr zur Umsetzung von Op 6 mit dem Multiplikatoren- 
ausbildungsprogramm „Partnersehaftlieh handeln“ in den 
Streitkräflen beiträgt. Die Zielsetzung, die Verhaltenssi- 
eherheit von Soldatinnen und Soldaten im Umgang mit- 
einander dureh die Auseinandersetzung mit den fünf 
Themensehwerpunkten „Männer und Frauen in der Bun- 
deswehr“, „Diskriminierung, Mobbing, sexuelle Belästi- 
gung“, „Parfnersehaffliehes Verhallen“, „Vereinbarkeif 
von Familie und Diensf“ und „Kommunikatives Verhal- 
ten“ deutlieh zu steigern, wird erreieht. Die beteiligten 
Sehulen und Ausbildungseinriehtungen haben Absieht 
und Bedeutung des Projektes erkannt und handeln ent- 
spreehend. 

Deutsehe Polizeibeamtinnen und -beamte werden in der 
Basisvorbereitung für polizeiliehe Auslandsmissionen 
ebenfalls für das Thema Frauen und Mensehenreehte sen- 
sibilisiert. Gleiehes gilt für medizinisehe Aufklärungs- 
maßnahmen zum Sehutz vor HIV/AIDS. 

IV. Unterstützung von Trainingsmaßnahmen 
zur Sensibilisierung in Geschlechterfragen 

Op 7: fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, ihre 
freiwillige finanzielle, technische und logistische Unter- 
stützung von Trainingsmaßnahmen zur Sensibilisierung 
in Geschlechterfragen zu verstärken, namentlich Maß- 
nahmen der einschlägigen Fonds und Programme, unter 
anderem des Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen 
für die Frau, des Kinderhilfswerks der Vereinten Natio- 
nen, des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen und anderer zuständiger Organe; 

1. Unterstützung/Initiierung von Maßnahmen 
auf internationaler Ebene 

Die Bundesregierung hat auf internationaler Ebene zahl- 
reiehe Trainingsmaßnahmen zur Sensibilisierung in Ge- 
sehleehterfragen unterstützt oder initiiert. 
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Deutschland setzt sich im Rahmen der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) für die In- 
tegration einer Geschlechterperspektive ein. 

Die EU hat sich 2005 geeinigt, Maßnahmen zur Umset- 
zung der Resolution 1325 (2000) zu ergreifen und Gen- 
der-Fragen systematisch in die Planung und Durchfüh- 
rung aller ESVP-Einsätze zu integrieren. So ist Gender 
Mainstreaming mittlerweile ein wesentliches Element bei 
der Festlegung der strategischen Ziele von ESVP-Mis- 
sionen. Die „Checklist to ensure gender mainstreaming 
and the implementation of UNSCR 1325 in the planning 
and conduct of ESDP operations“ vom 27. Juli 2006 gibt 
den Planem der Missionen dabei eine Orientiemngshilfe. 
Im Jahr 2005 hat die EU „Generic Standards of Behaviour“ 
für Missionspersonal entwickelt. Im Dezember 2006 hat 
der Rat Schlussfolgerungen zur Fördemng und durchgän- 
gigen Berücksichtigung der Gleichstellung von Männern 
und Frauen im Bereich des Krisenmanagements ange- 
nommen. Zusätzlich wurde vom 30. November bis 
1. Dezember 2006 in Brüssel ein Trainingsseminar zum 
Thema Gender Mainstreaming in ESVP-Missionen ange- 
boten. 

Der Europäische Rat (14. bis 15. Dezember 2006) hat die 
deutsche Ratspräsidentschaft explizit ersucht, Gender 
Mainstreaming im Rahmen der ESVP, einschließlich der 
Umsetzung der einschlägigen Bestimmungen der Resolu- 
tion 1325 (2000), weiter zu fordern. Die deutsche Rats- 
präsidentschaft hat diesen Auftrag durch eine Reihe von 
Initiativen umgesetzt bzw. unterstützt: 

- Es wurde ein EU-intemes Handbuch zum Thema 
„Mainstreaming of Human Rights and Gender into 
ESDP“ und einer „ESVP-Taschenkarte“, die das Ver- 
halten der eingesetzten Soldatinnen und Soldaten bzw. 
Polizeibeamtinnen und -beamten mit dem Ziel der Be- 
rücksichtigung von Menschenrechtsaspekten und 
Gender-Fragen im Einsatz und der Beachtung von hu- 
manitären und menschenrechtlichen Standards zum 
Gegenstand hat, entwickelt. 

- Für das erste „ESVP und Gender“-Seminar vom 
17. bis 20. April 2007 in Budapest wurde finanzielle 
Unterstützung gewährt. 

- Deutschland setzt sich weiter dafür ein, dass im EU- 
Rafssekrefariaf und in allen ESVP-Missionen Sfellen 
für Gender-Beraterinnen und Berafer vorgesehen wer- 
den. Alle ESVP-Missionen, die unter deutschem EU- 
Vorsitz begonnen bzw. geplant wurden, sehen den Ein- 
satz solcher Gender-Beraterinnen und -Berater vor. 
Zum ersten Mal wurde eine solche Beraterstelle bei 
der EUFOR-Mission in der Demokratischen Republik 
Kongo eingesetzt. Gender-Aspekte und die Resolution 
1325 (2000) werden explizit in Krisenmanagement- 
konzepte und Operationspläne einbezogen. 

- Die Mandate für EU-Sonderbeauftragfe (EUSB) wer- 
den angepassf, um Menschenrechts- und Gender- 
Aspekte stärker einzubeziehen. Die EU plant, künftig 
mehr Frauen als EUSB zu ernennen. 


- Relevante EU-Komitees wurden mit dem Thema Ge- 
schlechtergerechtigkeit befasst (Politico-Military Group, 
Military Committee, Ratsarbeitsgruppe Menschen- 
rechte). 

Deutschland war im Berichtszeitraum nichtständiges Mit- 
glied des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen bis zum 
31. Dezember 2004. Der Sicherheitsrat hat in dieser Zeit 
u. a. am 1. Oktober 2004 die Resolution 1565 zur Verlän- 
gerung der Friedensmission der Vereinten Nationen in der 
Demokratischen Republik Kongo (MONUC) verabschie- 
det, in der mit deutscher Unterstützung im operativen 
Paragraphen 5 (g) die Formulierung aufgenommen wurde: 
„to assist the promotion and protection of human rights, 
with particular attention to women, children and vulne- 
rable persons...“ Im Präambelteil der Resolution wird 
ausdrücklich Bezug auf Resolution 1325 (2000) genom- 
men. 

Es ist auch auf eine deutsche Initiative zurückzuführen, 
dass das Abschlussdokument des Weltgipfels zur Über- 
prüfung der Milleniums-Entwicklungsziele vom Septem- 
ber 2005 die Resolution 1325 (2000) erwähnt. 

Auch nach dem Ausscheiden als nichtständiges Mitglied 
des Sicherheitsrates nimmt Deutschland an den jährlichen 
offenen Debatten zum Stand der Umsetzung der Resolu- 
tion 1325 (2000) teil. Die Debatte findet jeweils um den 
Jahrestag der Annahme der Resolution Ende Oktober 
statt, zuletzt am 23. Oktober 2007. Deutschland war hier 
im Berichtszeitraum stets prominent auf Botschafter- 
ebene mit Redebeiträgen vertreten. 

Deutschland hat im Berichtszeitraum außerdem regelmä- 
ßig an den Treffen der „Freundesgruppe Frauen, Frieden 
und Sicherheif“ und an in diesem Rahmen organisierten 
Briefings und Workshops teilgenommen. Schwerpunkte 
lagen hierbei in der Zusammenarbeit mit Nichtregie- 
rungsorganisationen, in der Implementierung der Reso- 
lution 1325 (2000) und des VN- Aktionsplans, in den 
Themenfeldem Disarmament, Demobilisation and Re- 
integration (DDR), sexuelle Ausbeutung und Gewalt 
durch Angehörige von VN-Friedensmissionen sowie in 
der Verbindung der Resolution 1325 (2000) und Security 
Sector Reform (SSR). Regelmäßig fanden auch Briefings 
über die Umsetzung der Resolution in laufenden Frie- 
densmissionen, z. B. in Sierra Leone, statt. 

Auch der interkulturelle Dialog ist als Beitrag zu einer ge- 
schlechtersensiblen Konfiiktpräventionspolitik zu be- 
trachten. 

Als vorrangige Zielgruppe werden in der interkulturellen 
Projektarbeit vor allem Jugendliche und Frauen angespro- 
chen. Eine positive Wirkung auf den Bildungssektor ist 
dabei ein Hauptanliegen. Dieses erfolgt ganz im Sinne 
der im Jahre 2002 und 2003 veröffentlichten Arab Human 
Development Reports des United Nations Development 
Programme (UNDP). 

Im Dialogkonzept und bei der Umsetzung konkreter Pro- 
jekte spielt der Gender-Aspekt eine entscheidende Rolle. 
Die Projektarbeit wird überwiegend mit zivilgesellschaft- 
lichen Partnern in den jeweiligen Ländern durchgeführt. 
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Bei folgenden Projektbeispielen der letzten Jahre stand 
die Gesehleehtergereehtigkeit im Vordergrund: 

- Konzeption von Lehrmaterial zum Thema internatio- 
nal verankerte Frauenreehte für die Nutzung in der 
Ausbildung von Koransehullehrem und Imamen in 
Tansania, 2006 

- Workshop „Kulturmanagement für Frauen“ mit Leite- 
rinnen von Frauenzentren in der Ost- und Südost- 
Türkei, 2007 

- Produktion eines Lehrfilms und von Brosehüren über 
sexuelle Belästigung von Frauen am Arbeitsplatz in 
Pakistan (in Kooperation mit der Frauenreehtsorgani- 
sation „Mehergarh“), 2006 

- Förderung einer Studie „Familienreeht in Afghanis- 
tan“ des Max-Planek-lnstituts, Herausgabe eines 
Lehrbuehs und Durehführung von Seminaren für 
afghanisehe Juristen, 2004 bis 2007 

- Besuehsprogramm für Lehrerinnen und Lehrer aus is- 
lamisehen Ländern, seit 2002 

ln allen frauenfordemden Projekten in islamisehen Län- 
dern muss es darum gehen, die Frauen an allen Sehnitt- 
stellen und in allen relevanten Bereiehen (Reehtsbewusst- 
sein, Zugang zu Bildung auf allen Ebenen, Zugang zum 
Justizwesen und zu entseheidungstragenden Ämtern in 
der Politik) in ihren eigenen Reformbestrebungen zu un- 
terstützen. 

2. Unterstützung/Veranstaltung von 
Projekten in Deutschland 

Aueh im nationalen Kontext wurden Projekte zur Sensibi- 
lisierung in Gesehleehterfragen unterstützt oder veran- 
staltet. 

So veranstaltete die Bundesregierung am 27. Oktober 
2004 in den Räumliehkeiten des Auswärtigen Amts zu- 
sammen mit dem „Frauensieherheitsrat“ und weiteren in- 
teressierten Niehtregierungsorganisationen das Forum 
Globale Fragen „kompakt“ zum Thema „Frieden braueht 
Frauen - Sieherheitspolitik braueht Gesehleehterperspek- 
tive“ mit über 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. 
Die Veranstaltung besehäftigte sieh mit Gender-Perspek- 
tiven in Sieherheitsstrukturen, insbesondere im Rahmen 
von multilateralen friedenssehaffenden und friedenserhal- 
tenden Maßnahmen und bei gesellsehaftliehen Wieder- 
aufbauprozessen, sowie mit der Problematik von Frauen 
als Opfer von Krisen und Gewalt. Der damalige Stand der 
Umsetzung der Resolution 1325 (2000) bildete einen der 
Sehwerpunkte der Diskussion. 

Das von der Bundesregierung geforderte Pilotprojekt 
„Mobile Friedensakademie OMNIBUS line 1325“ trägt 
dazu bei, die durehgängige Berüeksiehtigung der Ge- 
sehleehterperspektive als Leitprinzip für alle Aktivitäten 
der zivilen Konfiiktprävention, Konfliktbearbeitung und 
Friedenskonsolidierung durehzusetzen. Es werden Semi- 
narangebote und Bildungsmaterialien entwiekelt und an- 
geboten, die sieh an Faehkräfte der zivilen Friedensarbeit 
und Friedensdienste in Vorbereitung auf ihre Arbeit in 


Krisen- und Konfliktregionen wie aueh an Faehkräfte vor 
Ort riehten. ln den Kursen wird ein regionaler Sehwer- 
punkt auf die Friedensforderung im Nord- und Südkauka- 
sus gesefzf. 

V. Berücksichtigung einer Geschlechter- 
perspektive bei der Aushandlung und 
Umsetzung von Friedensübereinkünften 

Op 8: fordert alle beteiligten Akteure auf, bei der Aus- 
handlung und Umsetzung von Friedensübereinkünften 
eine Geschlechterperspektive zu berücksichtigen, die un- 
ter anderem auf Folgendes abstellt: 

a) die besonderen Bedürfnisse von Frauen und Mädchen 
während der Rückführung und Neuansiedlung sowie bei 
der Normalisierung, der Wiedereingliederung und dem 
Wiederaufbau nach Konflikten; 

b) Maßnahmen zur Unterstützung lokaler Friedensinitia- 
tiven von Frauen und autochthoner Konfliktbeilegungs- 
prozesse sowie zur Beteiligung von Frauen an allen 
Mechanismen zur Umsetzung der Friedensübereinkünfte; 

c) Maßnahmen zur Gewährleistung des Schutzes und der 
Achtung der Menschenrechte von Frauen und Mädchen, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Verfassung, dem 
Wahlsystem, der Polizei und der rechtsprechenden Ge- 
walt; 

Als Gründungsmitglied der Ende 2005 eingeriehteten 
VN-Kommission für Friedenskonsolidierung setzt sieh 
die Bundesregierung aktiv dafür ein, dass dort der wieh- 
tigen Rolle von Frauen in Krisenprävention, Krisen- 
management und Friedenskonsolidierung Reehnung ge- 
tragen und die Notwendigkeit einer stärkeren Teilhabe 
von Frauen an entspreehenden Entseheidungsprozessen 
betont wird. Es ist gelungen, in den Einriehtungsresolu- 
tionen zu verankern, dass die Kommission eine Gender- 
Perspektive in ihre gesamte Arbeit integrieren soll. Au- 
ßerdem wird der Beitrag von Niehtregulierungsorganisa- 
tionen und insbesondere Frauenorganisationen zur Frie- 
denskonsolidierung in den Resolutionen ausdrüeklieh 
anerkannt. Im Peaeebuilding Support Offiee, das im VN- 
Generalsekretariat eingeriehtet wurde, gibt es eine Berate- 
rin für „Gender & Peaeebuilding“, um Kommission und 
VN-Fonds für Friedenskonsolidierung für gender-spezifi- 
sehe Fragen zu sensibilisieren und bei der Umsefzung der 
Resolution 1325 (2000) zu unterstützen. 

Deutsehland trägt nieht nur dazu bei, dass das Thema Ge- 
sehleehtergereehtigkeit in den versehiedenen Gremien 
der Kommission diskutiert wird. Das Thema ist aueh 
deutlieh siehtbar in die Friedenskonsolidierungsstrategien 
für Burundi und Sierra Leone - die beiden Länder mit 
denen sieh die Kommission zunäehst befasst - eingeflos- 
sen und erfährt konkrete Umsetzung in Projekten des 
VN-Fonds für Friedenskonsolidierung vor Ort. 

Im Rahmen der humanitären Hilfe förderte die Bundesre- 
gierung in Äthiopien, Kenia und Sudan im Beriehtszeit- 
raum Projekte speziell für notleidende Frauen, darunter 
aueh Sehwangere und stillende Mütter, Kinder und ältere 
Mensehen. Sie sind von humanitären Notlagen meist zu- 
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erst und besonders stark betroffen und dringend auf medi- 
zinisehe Hilfe und eine gesieherte Ernährung angewiesen. 
Die Projekte wurden besonders auf die Bedürfnisse dieser 
Zielgruppe abgestimmt und beinhalteten die Versorgung 
mit therapeutiseher Zusatznahrung und medizinisehe Ba- 
sisgesundheitsmaßnahmen. 

Von besonderer Bedeutung ist das Engagement Deutseh- 
lands in Afghanistan. 

Bis zur gleiehberechtigten Partizipation von Afghaninnen 
in allen Bereiehen des Lebens ist es noeh ein langer Weg. 
Die tatsächliehe Lage der Frauen in Afghanistan ist naeh 
wie vor alles andere als zufrieden stellend. Insbesondere 
sind Frauen von der in einigen Landesteilen noch herr- 
schenden Unsicherheit betroffen. 

Wichtiges Ziel des deutschen Einsatzes in Afghanistan 
- und zwar in allen Komponenten, d. h. ziviler Wieder- 
aufbau, Polizeiaufbau und militärische Präsenz - ist es, 
die Regierungsgewalt der demokratisch gewählten Zen- 
tralregierung auf das ganze Land auszuweiten, rechtsfreie 
Räume zu schließen und die Qualität staatlichen Han- 
delns zu verbessern. Dabei kommt der Umsetzung von 
Menschenrechten und besonders von Frauenrechten eine 
zentrale Bedeutung zu, zumal die Frauen bislang in einem 
ohnehin schwierigen Umfeld weit überproportional be- 
nachteiligt sind. 

Immerhin sind dank des Engagements der internationalen 
Gemeinschaft in Afghanistan seit dem Sturz der Taliban 
im Jahre 2001 und nach über zwei Jahrzehnten blutigem 
Bürgerkrieg wichtige Fortschritte erreicht worden. Dies 
betrifft auch den Bereich Frauenrechte. Deutschland hat 
mit seinem Engagement hierzu erheblich beigetragen. 

Ein wichtiger Schritt ist die Verabschiedung der neuen af- 
ghanischen Verfassung im Jahre 2004, welche auch die 
rechtliche Gleichstellung der Frau indossiert. 25 Prozent 
der Abgeordneten im afghanischen Parlament, das am 
18. September 2005 gewählt wurde, sind aufgrund einer 
Quotenregelung des neuen Wahlrechts Frauen, was in der 
Region und der islamischen Welt Vorbildfunktion hat. 

Die Bundesregiemng hat von Anbeginn ihres Afghanistan- 
Engagements an die Einbeziehung von Gender-Aspekten 
nachdrücklich verfolgt. Gender ist als ein wichtiges Quer- 
schnittsthema in den deutschen Entwicklungsmaßnahmen 
in Afghanistan verankert. Die spezifischen Vorhaben „Gen- 
der-Mainstreaming“ und „Beschäftigungsförderung für 
Frauen“ haben als Hauptziel die Verbesserung der Stel- 
lung der Frauen. Sie werden kontinuierlich fortentwickelt 
und umfassen ein Fördervolumen von bislang 6,7 Millio- 
nen Euro. 

Darüber hinaus engagiert sich die Bundesregierung durch 
Programme und Maßnahmen zur Förderung der Beteili- 
gung von Frauen am gesellschaftlichen und politischen 
Leben (Wahlen), Förderung der Rechte und der Umset- 
zung der Rechte von Frauen sowie Verbesserung ihres 
wirtschaftlichen und sozialen Status in der Gesellschaft. 
Projektschwerpunkte liegen auf der Rechtsberatung für 
Frauen und auf der Ausbildung von Richterinnen, Staats- 


anwältinnen und Polizistinnen (TZ-Vorhaben von bislang 
5,5 Mio. Euro), der Gleichberechtigung von Frauen bei 
der Ausbildung von Lehrkräften, dem Bau von Mädchen- 
schulen sowie gezielten Maßnahmen zur Beschäftigungs- 
förderung und Einkommenserzielung für Frauen. Mikro- 
kredite werden gezielt an Frauen vergeben, um ihre 
Erwerbstätigkeit und finanzielle Unabhängigkeit zu för- 
dern. Mit 2007 um 17 Mio. Euro verstärktem Engage- 
ment in der Grundbildung wird die Verbesserung der Bil- 
dungschancen für Mädchen und Frauen konkret 
unterstützt. Nachdem die Taliban Mädchen den Zugang 
zu schulischer Bildung verweigert hatten, sind heute etwa 
ein Drittel der mehr als 6 Millionen Schulkinder in Afgha- 
nistan Mädchen. 

Das Engagement Deutschlands für die afghanischen 
Frauen orientiert sich am Afghanistan Compact von 2006 
und der daran ausgerichteten Interim Afghanistan National 
Development Strategy (i-ANDS). ln beiden Dokumenten 
ist die Verbesserung der Lage der Frauen mit konkreten 
Zielerreichungen fest geschrieben. Hierzu gehört die 
Ausarbeitung des „National Action Plan for Women“, den 
das afghanische Frauenministerium und UNIFEM in die- 
sem Jahre fertig gestellt haben, der allerdings noch von 
Parlament und Kabinett gebilligt werden muss. 

Die Bundesregierung setzt sich in Gesprächen mit der 
afghanischen Regierung konsequent für die Einhaltung 
von Verpflichtungen betreffend die Stellung der Frauen 
im Land ein. Zugleich unterstützt Deutschland die Arbeit 
der Afghanistan Independent Human Rights Commission 
(AIHRC), die sich auch der Frauenrechte und des Themas 
häuslicher Gewalt angenommen hat. Durch Zusammen- 
arbeit mit dem AIHRC, Trainingsmaßnahmen für Staats- 
bedienstete und Nichtregierungsorganisationen sowie 
Unterstützung für den Medienbereich (TV- und Radio- 
sendungen, Film) trägt die deutsche Wiederaufbauarbeit 
zur gezielten Aufklärung und Sensibilisierung über die 
Rechte der Frauen in Afghanistan bei. Des Weiteren un- 
terstützt die Bundesregierung in Afghanistan Nichtregie- 
rungsorganisationen, die sich auf das Thema Frauen- 
rechte spezialisiert haben. 

Die Bundesregierung versucht, im Rahmen des Polizei- 
aufbaus den Anteil von Frauen und deren Gleichberechti- 
gung in der afghanischen Polizei zu erhöhen. Bei der 
Schaffung der Polizei-Infrastruktur wird so darauf Wert 
gelegt, den Bedürfnissen der Frauen Rechnung zu tragen, 
religiösen bzw. durch die Tradition bedingten Hemmnis- 
sen zu begegnen und die Integration von Frauen zu er- 
leichtern. Mit landesweiten Radio- und TV-Clips wird für 
die Einstellung von Frauen im Polizeidienst geworben. 
Polizistinnen erhalten Schulungen zur Frage der Präven- 
tion von häuslicher Gewalt, um erste Anlaufstellen für 
Betroffene sein zu können. 

Wie im ersten Bericht zur Umsetzung der Resolution 
1325 (2000) aus dem Jahr 2004 ausführlich dargestellt, 
hat die Bundesregierung seit 2001 mit zahlreichen Einzel- 
maßnahmen direkt oder indirekt ein breites gender-rele- 
vantes Spektrum abgedeckt. Nach 2004 ist die Bundes- 
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regierung verstärkt auch in die Provinzen gegangen, 
konzentriert in den Regionen im Norden des Landes, in 
denen so genannten PRT’s (Provincial Reconstruction 
Teams) von Deutschland eingerichtet wurden. 

ln Fortsetzung des bisherigen Engagements fördert die 
Bundesregierung derzeit mehrere Projekte, die besonders 
Frauen und Kindern zugute kommen. Es handelt sich ins- 
besondere um Maßnahmen im Gesundheitswesen vor 
dem Hintergrund, dass diese von der unzureichenden me- 
dizinischen Versorgung besonders stark betroffen sind. Es 
handelt sich um 

- mobile Gesundheitsstationen sowie Ausbildung von 
Hebammen in den ländlichen und medizinisch völlig 
unterversorgten Nordprovinzen Kundus, Takhar und 
Badakhshan (insgesamt ca. 1,3 Mio. Euro) 

- Einrichtung von 113 Gesundheitsposten sowie Ausbil- 
dung von „Community health workers“ in ländlichen 
und ebenfalls medizinisch völlig unterversorgten 
Gebieten der im Südwesten Afghanistans gelegenen 
Provinz Herat mit Schwerpunkt Frauen (ca. 
150 000 Euro) 

- Gemeindestabilisierungsmaßnahmen im ländlichen 
Raum der Provinz Logar: Verbesserung der Selbsthil- 
fekapazitäten von Gemeinden mit hoher Belastung 
durch aus Pakistan und Iran zurückkehrenden Flücht- 
lingsfamilien, Rehabilitierung von im Gemeindebesitz 
befindlicher Infrastruktur, gemeinnützige Arbeitsan- 
gebote und Trainingsmaßnahmen (350 000 Euro) 

ln Khost entsteht zurzeit mit deutscher Förderung ein Park 
für Frauen, um diesen soziale Interaktion zu ermöglichen, 
indem ihnen ein Raum gegeben wird, wohin sie im Rah- 
men traditioneller Geschlechtertrennung mit ihren Kindern 
gehen und damit die Isolierung durchbrechen können, in 
welche sie gesellschaftliche Traditionen mit einem strikten 
Ehrenkodex bislang zwingen (150 000 Euro). 

Bei Einladungen afghanischer Gäste nach Deutschland 
finden qualifizierte Frauen besondere Berücksichtigung, 
damit sie sich aktiv bei den Wiederaufbaubemühungen 
einbringen und in diesem Kontext speziell auch die An- 
liegen der Frauen in Afghanistan authentisch vortragen 
können. 

Generell wird bei der Entsendung von Personal im Rahmen 
des deutschen Engagements in Afghanistan darauf geach- 
tet, dass ein angemessener Anteil qualifizierter Frauen 
eingesetzt wird, damit der Kontakt zu den afghanischen 
Frauen und das Anliegen der Frauenförderung auch auf 
diesem Wege unterstützt wird. Alle staatlichen entwick- 
lungspolitischen Durchführungsorganisationen verfolgen 
bei der Personaleinstellung den Grundsatz der Gleichbe- 
rechtigung. Die Einstellung von weiblichem Personal ist 
allerdings nicht leicht umzusetzen, da afghanische Be- 
werberinnen vor allem für qualifizierte Positionen rar 
sind. Dennoch ist es gelungen, auch für Fach- und Füh- 
rungsposifionen hoch qualifizierte Afghaninnen zu rekru- 
tieren. Der Frauenanteil (national wie international) 
schwankt aufgrund der unterschiedlichen Anforderungs- 


profile der unterschiedlichen Vorhaben. Er liegt zwischen 
15 Prozent und 40 Prozent. 

Betreffend Polizeiaufbau waren bislang 13 Frauen im 
Projektbüro bzw. bei EUPOL als Stammpersonal einge- 
setzt (von insgesamt 183). 

Im Rahmen des Auslandseinsatzes der Bundeswehr in 
Afghanistan waren bislang insgesamt 1 100 Soldatinnen 
eingesetzt. 

Zur Umsetzung von Op 8 trugen außerdem die folgenden 
Initiativen der Bundesregierung bei: 

Vom 25. bis zum 27. Juni 2007 veranstaltete die Bundes- 
regierung zusammen mit Finnland, Jordanien und mehre- 
ren Nichtregierungsorganisationen die internationale 
Konferenz „Frieden und Gerechtigkeit - Bausteine der 
Zukunft“. Bei der Konzipierung des Konferenzpro- 
gramms wurde die Berücksichtigung der Geschlechter- 
perspektive in Nachkonfliktsituationen und Friedenspro- 
zessen miteinbezogen. Außerdem wurden Experten und 
Expertinnen mit Arbeitsschwerpunkt auf gender justice, 
wie z. B. Elisabeth Rehn, die unter anderem finnische 
Ministerin für Gleichsfellungsangelegenheifen gewesen 
ist, eingeladen. 

Rechte und Bedürfnisse von Frauen sowie deren Beteili- 
gung an Konfliktbeilegung wurden besonders in einem 
der vier prominent besetzten Auftakt-Panels sowie in dem 
Workshop zum Thema „Versöhnung“ erörtert. Grundlage 
der Diskussion war unter anderem eine der eigens zur 
Vorbereitung der Konferenz verfassten Studien mit dem 
Titel „Gender Justice and Reconciliation“ von Nahla 
Valji. 

Von Juni 2003 bis Januar 2007 unterstützte die Bundes- 
regierung ein Projekt zur Partizipation und gleichberech- 
tigten Teilhabe von Frauen am Friedensprozess in Zen- 
tralamerika. Dabei wird die Aufarbeitung und der 
gegenseitige Austausch von Erfahrungen zwischen Frauen- 
organisationen in den beteiligten Ländern bezüglich ihrer 
Einbindung in die jeweiligen Friedensprozesse gefördert. 
Dadurch sollte es vor allem Frauenorganisationen in Ko- 
lumbien ermöglicht werden, Erfahrungen aus anderen 
Ländern der Region auf ihren eigenen nationalen Kontext 
zu übertragen. Durch die Unterstützung einer internatio- 
nal renommierten Nichtregierungsorganisation sollte außer- 
dem dazu beigetragen werden, den genderspezifischen In- 
teressen in Friedens- und Versöhnungsprozessen in der 
internationalen Diskussion einen größeren Stellenwert zu 
verleihen. 

Ausgewählte Frauenorganisationen in Zentralamerika, 
Mexiko und Kolumbien sind durch dieses Projekt in ihrer 
Fähigkeit zur Lobby- und Versöhnungsarbeit im Rahmen 
von Friedensprozessen und Postkonfliktsituationen ge- 
stärkt worden. Austauschmechanismen zwischen den 
Frauenorganisationen sind etabliert und werden genutzt. 

2005 wurde ein sich an Opfer sexueller Gewalt im Dar- 
furkonflikt richtender Workshop des „Amal Center for 
Treatment and Rehabilitation of Victims of Torture“ in 
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Elfashir/Norddarfur finanziell unterstützt. Im Rahmen 
des 5-tägigen Workshops wurden Multiplikatoren aus ver- 
sehiedenen Zielgruppen (darunter zu 75 Prozent Frauen), 
insbesondere Ärzte und Ärztinnen, Anwälte und Anwäl- 
tinnen, Krankenpfleger und Krankensehwestem, Sozial- 
arbeiter und Sozialarbeiterinnen sowie Angehörige loka- 
ler Nichtregierungsorganisationen ausgebildet, bei der 
nach sexueller Gewalt erforderlichen Traumabewältigung 
unterstützend tätig zu werden. Außerdem wurden sie mit 
Fertigkeiten ausgestattet, um in der Zielgruppe der betrof- 
fenen Frauen und Mädchen das Bewusstsein für die Men- 
schenrechte der Frauen aufzubauen und zu erweitern und 
auf diese Weise ihr Selbstbewusstsein zu stärken. Ziel des 
erfolgreichen Projektes war es, Multiplikatoren nicht nur 
in die Lage zu versetzen, den betroffenen Frauen und 
Mädchen dringend notwendige seelische und psychologi- 
sche Betreuung zukommen zu lassen, sondern auch, 
Frauen über ihre Menschenrechte aufzuklären und ihr 
Selbstbewusstsein soweit zu stärken, dass sie ihre Rechte 
aktiv verteidigen. 

VI. Achtung des auf die Rechte und den 
Schutz von Frauen und Mädchen 
anwendbaren Völkerrechts 

Op 9: fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf das 
auf die Rechte und den Schutz von Frauen und Mädchen, 
insbesondere als Zivilpersonen, anwendbare Völkerrecht 
vollinhaltlich zu achten, insbesondere die auf sie anwend- 
baren Verpflichtungen aus den Genfer Abkommen von 
1949 und den dazugehörigen Zusatzprotokollen von 
1977, dem Abkommen vom 1951 über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge und dem dazugehörigen Protokoll von 
1967, dem Übereinkommen von 1979 zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau und dem dazu- 
gehörigen Fakultativprotokoll von 1999 sowie dem Über- 
einkommen von 1989 über die Rechte des Kindes und den 
beiden dazugehörigen Fakultativprotokollen vom 25. Mai 
2000, und die einschlägigen Bestimmungen des Römi- 
schen Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs zu be- 
rücksichtigen; 

Das Ziel der Resolution, die Menschenrechte bei VN- 
Friedensmissionen zu schützen und zu stärken, ist ge- 
meinsames Anliegen der Bundesregierung. Ausgehend 
von den völkerrechtlichen Grundlagen für den Schutz von 
Frauen und Kindern vor sexueller Ausbeutung und Men- 
schenhandel haben die EU-Mitgliedstaaten die Ziele der 
Resolution 1325 (2000) in interne Verhaltensmaßregeln 
umgesetzt und sich zu einer spezifischen einsatzvorberei- 
tenden Ausbildung ihrer Soldatinnen und Soldaten ver- 
pflichtet. Diese ist für deufsche Soldatinnen und Soldaten 
anspruchsvoll, umfassend und detailliert. 

Die für die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr 
durchgeführte einsatzvorbereitende Ausbildung bezieht 
die vom Alliierten Kommando Transformation auf der 
Grundlage der Resolution entwickelten Ausbildungsele- 
mente zum Thema Menschenhandel ein, geht jedoch an- 
gesichts der national an die Einsatzvorbereitung zu stel- 


lenden hohen Ansprüche deutlich darüber hinaus, ln allen 
Teilen des Ausbildungsprogramms ist sowohl das Schutz- 
bedürfnis der Frauen im Allgemeinen als auch der Aspekt 
der sexuellen Ausbeutung von Kindern und Frauen, deren 
mögliche Erscheinungsformen sowie die rechtliche Di- 
mension Teil der Unterrichtung. 

VII. Spezielle Maßnahmen zum Schutz von 
Frauen und Mädchen vor geschlechts- 
spezlflscher Gewalt 

Op 10: fordert alle Parteien bewaffneter Konflikte auf, 
spezielle Maßnahmen zum Schutz von Frauen und Mäd- 
chen vor geschlechtsspezifischer Gewalt zu ergreifen, ins- 
besondere vor Vergewaltigung und anderen Formen des 
sexuellen Missbrauchs und allen anderen Formen der 
Gewalt in Situationen bewaffneter Konflikte; 

Die Bundesregierung hat zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen Ende 1999 einen Aktionsplan vorgelegt, in 
dem erstmals ein Gesamtkonzept zur Prävention und In- 
tervention für alle Ebenen enfwickelt wurde. Viele Bun- 
desländer haben mif eigenen Akfionsplänen nachgezo- 
gen. Die in dem Akfionsplan angekündigfen Vorhaben 
der Bundesregierung sind alle umgesefzf. Am 26. Sep- 
fember 2007 haf das Bundeskabineff den zweiten Ak- 
tionsplan zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen be- 
schlossen. Im Rahmen dieses Aktionsplans werden auch 
Maßnahmen zum Schutz von Frauen und Mädchen vor 
geschlechtsspezifischer Gewalt, insbesondere vor Verge- 
waltigung und anderen Formen sexuellen Missbrauchs 
sowie vor Gewalt in Situationen bewaffneter Konflikte, 
ergriffen. 

Die Bundesregierung hat sich außerdem bei der Erarbei- 
tung der Konvention des Europarates zur Bekämpfung 
des Menschenhandels für die Verbesserung des Schufzes 
für Opfer von Menschenhandel eingesefzf und das Über- 
einkommen im November 2005 gezeichnef. Die Ratifi- 
zierung wird derzeit vorbereitet. 

Zum Thema geschlechtsspezifischer Gewalt erarbeitete 
die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit im Auf- 
trag der Bundesregierung zudem zwei Publikationen. 

Die Publikation „Sicherheitssektorreform und Gender - 
Konzeption und Ansatzpunkte für die EZ“ dienf der Her- 
sfellung von prakfischen Bezügen zwischen einer Reform 
des Sicherheifssekfors und Ansäfzen zur Bekämpfung 
geschlechfsspezifischer Gewalt und Diskriminierung. 
Ansatzpunkte bestehen hierbei zum einen bei 
geschlechtsspezifischer Gewalt und Diskriminierung in- 
nerhalb der Strukturen des Sicherheitssektors (Diskrimi- 
nierung bei Rekrutierung, Ausbildung etc.), zum anderen 
beim Auflauchen geschlechfsspezifischer Gewalt und 
Diskriminierung seitens der Akteure des Sicherheitssek- 
tors in der Ausübung ihrer Aufgaben (Sensibilisierung, 
Opferbehandlung etc.). Eine gendersensible Reform des 
Sicherheitssektors fördert Transparenz, Effektivität, de- 
mokratischen Wandel und gesellschaftliche Akzeptanz 
der Vollzugskörperschaften und der Steuerungs- und 
Kontrollinstitutionen des Sicherheitssektors. Somit kann 
er seiner Rolle der Aufrechterhaltung öffentlicher Sicher- 
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heit und Ordnung besser gereeht werden und zu menseh- 
lieher Sieherheit beitragen. 

Die Publikation „Gender und Konflikte - Ein Orientie- 
rungspapier“ gibt einen Überbliek über die gesehleehts- 
spezifisehen Dimensionen von Krisen und Konflikten 
und bietet davon ausgehend inhaltliehe Empfehlungen für 
die Entwieklungszusammenarbeit. 

Zur Vorbereitung von Soldatinnen und Soldaten der Bun- 
deswehr und insbesondere der Vorgesetzten auf Einsätze 
werden Mensehenrechtsfragen im Rahmen der Ausbil- 
dung umfassend behandelt. Bereits in der allgemeinen 
Grundausbildung erfolgt eine Unterrichtung zu völker- 
rechtlichen Pflichten und Rechten im Frieden und im 
Kriege einschließlich deren praktischer Anwendung. 

Die einsatzvorbereitende Ausbildung für Konfliktverhü- 
tung und Krisenbewältigung ist wesentlicher Bestandteil 
der Ausbildung aller Soldatinnen und Soldaten. Sie be- 
ginnt bereits in der allgemeinen Grundausbildung und 
wird in allen weiteren Ausbildungsabschnitten bis zum 
Einsatz fortgesetzt, so auch beispielsweise: 

- im Rechtsunterricht im Rahmen der Themen „Rechts- 
stellung des Soldaten“ und „Verhältnis zur Bevölke- 
rung“, 

- beim Thema „Landeskunde“ im Rahmen der Vermitt- 
lung von interkultureller Kompetenz und Verhaltens- 
maßregeln gegenüber der jeweiligen Landesbevölke- 
rung sowie speziell zum Thema „Kriminalität und 
Verbreitung der Prostitution“, 

- beim Thema „Umgang mit Stress und Unwägbarkei- 
ten“ in der Behandlung der Problematiken „lange Ab- 
wesenheit“, „Trennung vom Lebenspartner“ sowie 
„Stressor Sexualität“. 

Die an der Konzeption der Inneren Führung und dem 
„Leitbild des Staatsbürgers in Uniform“ ausgerichtete 
Ausbildung der Soldatinnen und Soldaten umfasst die 
ständige Auseinandersetzung mit ethischen und morali- 
schen Aspekten soldatischen Handelns. 

Von 2000 bis 2009 unterstützt die Bundesregierung ein 
Projekt zur Förderung der Rechte von Frauen in Kam- 
bodscha, das ebenfalls zur Umsetzung von Op 10 bei- 
trägt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Institutionen- 
förderung durch Beratung und Capacity Building für das 
Minisfry of Women’s and Veferan’s Affairs (MOWVA). 
Das Vorhaben sfärkf die vorhandenen Kapazifäfen des 
Projekffrägers, um Gesefzesinifiafiven anderer Ressorfs 
aus der Gender-Perspekfive kommentieren und beraten zu 
können, und es identifiziert geeignete Durchführungsor- 
ganisationen für die Umsetzung des Aktionsplans gegen 
häusliche Gewalt in den Bereichen soziale Dienstleistun- 
gen für Gewaltopfer und Medienarbeit. Gemeinsam mit 
anderen Gebern wird die Sozialarbeitsausbildung aufge- 
baut. Dadurch wird der Zugang zu sozialen Dienstleistun- 
gen graduell ausgebaut. Auch werden unterschiedliche 
Medienkampagnen durchgeführt. Weitere Maßnahmen 
umfassen die Rechtsaufklärung für Frauen sowie Trainings 
für Rechfsanwenderinnen und Rechtsanwender wie Rich- 


terinnen und Richter oder die Polizei, medizinisches Per- 
sonal und relevante kommunale Behörden. 

Ziel des Projektes ist, dass das MOWVA seine Rolle bei 
Gesetzgebungsverfahren wahmimmt und sich die Rechts- 
situation und die konkreten Lebensbedingungen für bis- 
her benachfeiligfe Frauen, insbesondere für diejenigen, 
die Opfer häuslicher Gewalf geworden sind, verbesserf. 

VIII. Strafrechtliche Verfolgung von Völker- 
mord, Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit und Kriegsverbrechen 

Op 1 1 : hebt hervor, dass alle Staaten dafür verantwort- 
lich sind, der Straflosigkeit ein Ende zu setzen und die 
Verantwortlichen für Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen, namentlich auch 
im Zusammenhang mit sexueller und sonstiger Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen, strafrechtlich zu verfolgen, 
und betont in diesem Zusammenhang, dass diese Verbre- 
chen soweit möglich von Amnestieregelungen ausgenom- 
men werden müssen; 

Das am 30. Juni 2002 in Kraft getretene Völkerstraf- 
gesetzbuch (VStGB) verschärft den strafrechtlichen Schutz 
vor Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Kriegsverbrechen, namentlich auch im Zusammen- 
hang mit sexueller und sonstiger Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen. Straftaten nach dem VStGB werden danach 
auch ohne Inlandsbezug weltweit verfolgt (Weltrechts- 
prinzip gemäß § 1 VStGB) und gehen damit deutlich über 
den Anwendungsbereich der §§ 3 bis 7 des Strafgesetzbu- 
ches hinaus. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim- 
mung und die körperliche Unversehrtheit von Frauen und 
Kindern wurden in den Katalog der Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit des § 7 Abs. 1 VStGB aufgenommen, um 
die elementare Bedeutung dieser Problematik hervorzu- 
heben. Zu diesen Straftaten zählen, sofern sie im Rahmen 
eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen 
eine Zivilbevölkerung stattfinden, unter anderem der 
Menschenhandel, insbesondere mit einer Frau oder einem 
Kind, die sexuelle Nötigung oder Vergewaltigung einer 
Person, die Nötigung zur Prostitution, die Beraubung der 
Fortpflanzungsfähigkeit, das Gefangenhalten einer schwan- 
geren Frau in der Absicht, die ethnische Zusammenset- 
zung einer Bevölkerung zu beeinflussen und die Verfol- 
gung einer identifizierbaren Gruppe oder Gemeinschaft, 
indem ihr aus Gründen des Geschlechts grundlegende 
Menschenrechte entzieht oder diese wesentlich be- 
schränkt. 

Auch bei den Kriegsverbrechen gegen Personen, die 
ebenfalls nach § 8 VStGB in Verbindung mit § 1 VStGB 
weltweit verfolgt werden, wurde den Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung eine besondere Bedeutung 
beigemessen. 

Darüber hinaus macht sich derjenige wegen Völkermor- 
des gemäß § 6 VStGB strafbar, der in der Absicht, eine 
nationale, rassische, religiöse oder ethnische Gruppe als 
solche ganz oder teilweise zu zerstören, Maßregeln ver- 
hängt, die Geburten innerhalb der Gruppe verhindern sol- 
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len oder ein Kind der Gruppe gewaltsam in eine andere 
Gruppe überfuhrt. 

Die Generalbundesanwältin beim Bundesgeriehtshof ist 
im Organisationsgefuge der deutsehen Justiz für die Ver- 
folgung von Sfraffaten nach dem Völkersfrafgesefzbuch 
zusfändig. Im Rahmen dieser Zusfändigkeit und nach 
Maßgabe der fafsächlichen Möglichkeifen verfolgf die 
Generalbundesanwältin die Verantwortlichen für Völker- 
mord, für Verbrechen gegen die Menschlichkeif und für 
Kriegsverbrechen. Dabei spielt die Verfolgung von Straf- 
taten, die mit sexueller oder sonstiger Gewalt gegen 
Frauen oder Mädchen einhergehen, ebenfalls eine beson- 
dere Rolle. Gegenwärtig ist bei der Generalbundesanwäl- 
tin kein Ermittlungsverfahren mit diesem Schwerpunkt 
anhängig. Die Generalbundesanwältin hat jedoch wegen 
der in den Jahren 2002 und 2003 sowie seit 2005 in der 
Zentralafrikanischen Republik begangenen Völkerstrafta- 
ten einen Beobachtungsvorgang angelegt, um zu prüfen, 
inwieweit Ermittlungen in eigener Zuständigkeit zu füh- 
ren sein werden. 

Die in Op 1 1 enthaltene Verpflichtung der ratifizierenden 
Staaten, die dort näher umschriebenen Verbrechen „so- 
weit möglich“ von Amnestieregelungen auszunehmen, ist 
in Deutschland bereits gängige Praxis. Straffreiheit 
könnte nur durch ein Amnestiegesetz (Straffreiheitsge- 
setz) gewährt werden, das allerdings einen schwerwie- 
genden Eingriff in die Strafrechtspflege darstellt. Dieser 
Eingriff kann deshalb nur dann gerechtfertigt werden, 
wenn ein zwingender Anlass dafür besfeht und andere 
rechtliche Mittel nicht zur Verfügung sfehen oder nicht 
greifen oder wenn im Zuge von Strafrechtsänderungen 
Strafen, die nach altem Recht verhängt worden wären, er- 
mäßigt werden sollen. Da in der Staatspraxis der Bundes- 
republik Deutschland von Amnestien nur sehr sparsam 
Gebrauch gemacht worden ist, ist nicht ersichtlich, dass 
die in Op 11 benannten Verbrechen Gegenstand eines 
Straffreiheitsgesetzes werden könnten. 

Deutschland leistet außerdem auf der Grundlage völker- 
rechtlicher Verträge und des innerstaatlichen Rechts 
Rechtshilfe für Sfrafverfahren ausländischer Behörden 
und vor internationalen Gerichtshöfen gegen Verantwort- 
liche für Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit und Kriegsverbrechen. Im Mai 2007 hat Deutschland 
zur Intensivierung und Koordination der internationalen 
Zusammenarbeit das 4. Treffen des Europäischen Netz- 
werks von Anlaufstellen im Hinblick auf Personen, die 
für Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeif 
und Kriegsverbrechen veranfwortlich sind, ausgerichtef. 
Der Blickwinkel der Veransfaltung richtefe sich in ersfer 
Linie auf die Verfolgung der im Bürgerkrieg in Ruanda 
1994 begangenen Verbrechen. 

Die Bundesregierung unfersfützf die Arbeif der internatio- 
nalen Strafgerichtshöfe sowohl im Einzelfall als auch ge- 
nerell bei der Erreichung der mit deren Errichtung be- 
zweckten Ziele. Die Gerichtshöfe verfolgen insbesondere 
auch die Verbrechen gegen Frauen und Mädchen, zum 
Beispiel Massenvergewaltigungen oder Zwangsheiraten. 


IX. Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Bedürfnisse weiblicher und männlicher 
ehemaliger Kombattanten 

Op 13: legt allen an der Abrüstungs-, Demobilisierungs- 
und Wiedereingliederungsplanung Beteiligten nahe, die 
unterschiedlichen Bedürfnisse weiblicher und männlicher 
ehemaliger Kombattanten sowie die Bedürfnisse der von 
ihnen abhängigen Personen zu berücksichtigen 

Die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeif führte 
von Juni 2003 bis Januar 2007 im Auftrag der Bundes- 
regierung ein Programm zur Unterstützung des Demokra- 
tisierungs- und Versöhnungsprozesses in Ruanda durch, 
das u. a. zur Umsetzung von Op 13 beiträgt. Das Pro- 
gramm beinhaltet die weitere Förderung der Justizreform, 
eine Jugendpolitik, die Jugendliche zum Motor sowie 
wichtige Akteure und Akteurinnen einer gemeinsinn- 
orientierten, konfliktpräventiven, demokratischen Ent- 
wicklung werden lässt sowie die Gestaltung und Umset- 
zung einer pluralistischen politischen Bildung und 
Friedenspädagogik. Das Vorhaben greift die im Schwer- 
punktstrategiepapier vom Mai 2003 formulierten Ansatz- 
punkte auf, nämlich Festigung demokratischer und 
rechtsstaatlicher Strukturen und Stärkung der Zivilgesell- 
schaft unter besonderer Berücksichtigung der Rolle von 
Jugendlichen und Frauen. Es fügt sich in die Zielsetzun- 
gen der ruandischen Armutsreduzierungsstrategie ein und 
leistet insbesondere Beiträge zur Erreichung der Zielset- 
zungen im Bereich „Good Govemance“ 

Mittlerweile nimmt ein zunehmender Anteil der Bevöl- 
kerung wichtige in der reformierten Verfassung von 2003 
verankerte Bürgerrechte wie insbesondere Wahlrecht, 
Recht auf Geschlechtergleichstellung, Recht auf Bildung 
von und Beteiligung an politischen Organisationen, Recht 
auf freie Meinungsäußerung sowie Recht auf freie Infor- 
mation wahr. 

Des Weiteren leistete die Bundesregierung in den Jahren 
2003 bis 2007 einen deutschen Beitrag zum Multi- 
Country Demobilisierungs- und Reintegrations-Pro- 
gramm (MDRP). Ehemalige weibliche und männliche 
Kombattanten aus Regierungstruppen und bewaffneten 
Gruppen in bis zu neun Ländern sind Zielgruppe des 
MDRP. Schätzungen gehen von bis zu 396 000 Kom- 
battanten und Kombattantinnen aus, die unter dem 
MDRP demobilisiert und reintegriert werden können. Ne- 
ben einer geringen Anzahl weiblicher Kämpferinnen sind 
die Ex-Kombattanten männlichen Geschlechts, bei deren 
Reintegration auch ihre Familien einbezogen werden. 
Das Programm trägt zur Umsetzung von Op 13 bei. Es 
besteht allerdings Handlungsbedarf, damit die Vorgaben 
der Resolution 1325 (2000) und des Aktionsplans Zivile 
Krisenprävention stärker als bisher in der Umsetzung Be- 
rücksichtigung finden und Ex-Kombattantinnen gezielt 
gefördert werden. Auch Frauen und Kinder der Ex-Kom- 
battanten sowie Kindersoldatinnen und Kindersoldaten 
sollen daher in Zukunft vermehrt in die DDR- Aktivitäten 
integriert werden. 
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Abkürzungsverzeichnis 


ADS 

Antidiskriminierungsstelle des Bundes 


AGG 

Allgemeines Gleiehbehandlungsgesetz 


AIHRC 

Unabhängige Mensehenreehtskommission 
Afghanistan 

Afghanistan Independent Human Rights 
Commission 

ANDS 

Nationale Entwieklungsstrategie 

Afghanistan 

Afghanistan National Development 
Strategy 

BGleiG 

Bundesgleiehstellungsgesetz 


CIMIC 

Zivil-Militärisehe Koordination 

Civil-Military Coordination 

DDR 

Abrüstung, Demobilisierung und 

Reintegration 

Disarmament, Demobilisation and 
Reintegration 

DPKO 

VN-Hauptabteilung Friedenssieherungs- 
einsätze 

Department of Peaeekeeping Operations 

ESVP (ESDP) 

Europäisehe Sieherheits- und Verteidi- 
gungspolitik 

European Seeurity and Defenee Poliey 

EU 

Europäisehe Union 

European Union 

EUBAM MD/UA 

EU-Mission zur Überwaehung der 
moldauiseh-ukrainisehen Grenze 

EU Observer mission at the Ukraine/ 
Moldova border 

EUPOL 

Polizeimission der Europäisehen Union 


EUSB 

EU - Sonderbeauftragter 


GGO 

Gemeinsame Gesehäftsordnung der 
Bundesministerien 


GTZ 

Gesellsehaft für Teehnisehe Zusammenarbeit 


HIV 

Humanes Immundefiziens Virus 

Human immunodefieieney virus 

IDP 

Binnenflüehtling 

Intemally Displaeed Person 

IMS 

Internationaler Militäriseher Stab 

International Military Staff 

IS 

Internationaler Stab 

International Staff 

MDRP 

Länderübergreifendes Demobilisierungs- und 
Reintegrationsprogramm 

Multi Country Demobilisation and 
Reintegration Programme 

MONUC 

Friedensmission der VN in der Demo- 
kratisehen Republik Kongo 

United Nations Mission in the Demoeratie 
Republie of Congo 

MOWVA 

Ministerium für Frauen und Veteranen 
(Kambodseha) 

Ministry of Women's and Veterans's 
Affairs 

NATO 

Nordatlantikvertrag-Organisation 

North Atlantie Treaty Organisation 

NRO (NGO) 

Niehtregierungsorganisation 

Non-Govemmental Organization 

ODHIR 

Büro für demokratisehe Institutionen 
und Mensehenreehte 

Offiee for Demoeratie Institutions and 
Human Rights 

Op 

Operativer Paragraph 

operational paragraph 
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OSZE (OSCE) 

Organisation für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa 

Organization for Security and Cooperation 
in Europe 

PRT 

Provinzaufbauteam 

Provincial Reconstruction Team 

PSTC 

Zentrum für Friedensunfersfüfzungsfraining 

Peace Support Training Center 

PVB 

Polizeivollzugsbeamter 


SGleiG 

Soldatinnen- und Soldatengleichstellungs- 
gesetz 


SSR 

Sicherheitssektorreform 

Security Sector Reform 

StGB 

Strafgesetzbuch 


UNDP 

Entwicklungsprogramm der 

Vereinten Nationen 

United Nations Development Programme 

UNESCO 

Organisation der Vereinten Nationen 
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur 

United Nations Educational, Scientific 
and Cultural Organization 

UNFPA 

Bevölkerungsfond der Vereinten Nationen 

United Nations Population Fund 

UNICEF 

Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 

United Nations Children's Fund 

UNIFEM 

Entwicklungsfond der Vereinten Nationen 
für die Frau 

United Nations Development Fund 
for Women 

UNMIK 

VN -Mission im Kosovo 

United Nations Interim Administration 
Mission in Kosovo 

UNMIL 

VN-Mission in Liberia 

United Nations Mission in Liberia 

UNSCR 

Sicherheitsratsresolution der Vereinten 
Nationen 

United Nations Security Council 
Resolution 

VN (UN) 

Vereinte Nationen 

United Nations 

VStG 

V ölkerstrafgesetzbuch 


ZIF 

Zentrum für internationale Friedenseinsätze 

Center for International Peace Operations 
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